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Herausragendes Ereignis für das Europäische Parlament war der Abschluß der
Regierungskonferenz zur Revision des Maastrichter Vertrages. Die Staats- und
Regierungschefs einigten sich in den frühen Morgenstunden des 18. Juni 1996 auf
den Vertrag von Amsterdam, der die institutionelle Stellung des Parlamentes in
wesentlichen Punkten verbesserte. Themenschwerpunkte der parlamentarischen
Arbeit waren neben der Begleitung der Regierungskonferenz die Vorbereitung der
dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion, die Osterweiterung der Europäi-
schen Union, Fragen der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie die
Aufarbeitung der BSE-Krise in der Europäischen Union.

In der Mitte der Wahlperiode wurde turnusgemäß für den ausscheidenden Präsi-
denten Klaus Hänsch (SPD) ein Nachfolger gewählt. Der spanische Christdemo-
krat Jose Maria Gil-Robles konnte in der Wahl im Januar 1997 338 der 548 abge-
gebenen Stimmen auf sich vereinigen.1 Die französische Gegenkandidatin Cathe-
rine Lalumiere - vormals Generalsekretärin des Europarates - erzielte mit 177
Stimmen einen Achtungserfolg. Zunehmend regt sich bei den kleineren Fraktionen
Widerstand gegen die Praxis von Sozial- und Christdemokraten, den Parlaments-
präsidenten nach festen Absprachen jeweils aus ihren Reihen zu wählen.

Im Jahre 1996 wurden 164 Konsultationen und 31 erste sowie 34 zweite Lesun-
gen im Verfahren der Zusammenarbeit durchgeführt. Hinzu kamen 34 erste, 37
zweite und neun dritte Lesungen im Mitentscheidungsverfahren nach Art. 189b
des EG-Vertrages.2 Die Abgeordneten stellten im Jahr 1996 5.445 parlamentari-
sche Anfragen an die Kommission und an den Rat. In acht Fällen äußerte sich das
Europäische Parlament im Rahmen des Zustimmungsverfahrens zu außenpoliti-
schen Verträgen oder Erweiterungsangelegenheiten. Nach wie vor nehmen die
Initiativberichte und Entschließungen einen großen Teil der Arbeit ein. Insgesamt
wurden 231 entsprechende Entschließungen verabschiedet.

Am 13. Oktober 1996 fanden die ersten Europawahlen in Österreich statt. Die
Wahlbeteiligung lag mit 67,7% vergleichsweise hoch. Die SPÖ mußte im Vergleich
zu den Nationalratswahlen von 1995 deutliche Verluste von 38,1% auf nurmehr
29,1% hinnehmen. Wahlgewinner war die Freiheitliche Partei Österreichs unter
Jörg Haider, die mit 27,5% nur knapp hinter der SPÖ und der ÖVP (29,6%) lag.
Wahlbeobachter wiesen darauf hin, daß für dieses Ergebnis primär innenpolitische
Gründe maßgeblich waren.3
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Begrenzte Positionsstärkung durch die Regierungskonferenz

Das Europäische Parlament war von der Regierungskonferenz in zweifacher Hin-
sicht betroffen: Zum einen wirkten die Europaabgeordneten durch verschiedene
Entschließungen des Plenums sowie durch die Beteiligung von Parlamentsvertre-
tern als Akteure an den Verhandlungen mit; zum anderen war die Reform der insti-
tutionellen Stellung des Europäischen Parlamentes ein zentraler Beratungsgegen-
stand der Verhandlungen.

Der Institutionelle Ausschuß und das Plenum des Europäischen Parlamentes
befaßten sich vielfach mit den vordringlichen Reformnotwendigkeiten. Am 13.
März 1996 beschloß das Plenum die „Entschließung zur Stellungnahme des
Europäischen Parlaments zur Einberufung der Regierungskonferenz 1996 und zur
Bewertung der Arbeiten der Reflexionsgruppe und zur Festlegung der politischen
Prioritäten des Europäischen Parlaments im Hinblick auf die Regierungskonferenz
1996".4 Das Parlament konkretisierte seine Forderungen in einer Reihe von weite-
ren Entschließungen zur Regierungskonferenz:5

- Die Entscheidungsverfahren sollten vereinfacht und in ihrer Zahl reduziert wer-
den. Künftig sollte es statt der bisherigen mehr als 20 Entscheidungsverfahren
lediglich die drei Varianten Anhörung, Mitentscheidung und Zustimmung
geben.6 Vor allem drängte das Europäische Parlament darauf, daß in der Gesetz-
gebung regelmäßig das - zu vereinfachende - Mitentscheidungsverfahren ange-
wandt werden sollte, in dem es eine gleichberechtigte Stellung neben dem Rat
innehat und dieser mit Mehrheit entscheidet.

- Ein zweites Ziel war die Weiterentwicklung der Europäischen Unionsbürger-
schaft und die stärkere Verankerung der Menschenrechte im Vertrag. Entschei-
dende Fortschritte sollten damit erreicht werden auf dem Weg zu einem demo-
kratischeren und effizienteren Europa auf der Grundlage eines gleichen Status
der Staaten.

- Drittes Reformziel war die Fortentwicklung der Vergemeinschaftung der inne-
ren Sicherheit. Wesentliche Materien aus dem Bereich des dritten Pfeilers soll-
ten vergemeinschaftet werden. Dabei legte das Europäische Parlament großen
Wert darauf, daß die Verfahren in der Justiz- und Innenpolitik rechtsstaatlich
und demokratisch kontrolliert werden sollten. Zudem sollte die Union eine
größere Glaubwürdigkeit erreichen durch die wirksamere Bekämpfung von
Betrügereien.

- Wesentliches weiteres Ziel war die Stärkung der außenpolitischen Rolle der
Europäischen Union.

- Gefordert wurde auch die Entwicklung der sozialen und ökologischen Dimen-
sion im Binnenmarkt; notwendig sei unter anderem ein eigenes Kapitel im Ver-
trag zur Beschäftigungspolitik.

Zu Beginn der Verhandlungen hatte es den Anschein, daß es bei der Regierungs-
konferenz - wegen der nachhaltigen Widerstände der zu diesem Zeitpunkt noch im
Amt befindlichen britischen und französischen Regierung gegen eine Stärkung der
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Parlamentsstellung - kaum Aussichten auf institutionelle Verbesserungen für das
Parlament gab. Eine Veränderung in dieser Situation ergab sich aber dadurch, daß
es wenige Wochen vor dem Europäischen Rat von Amsterdam Regierungsumbil-
dungen in Großbritannien und kurz danach - überraschenderweise - auch in Frank-
reich gab. Sowohl die Labour-Regierung unter Tony Blair als auch die neue sozia-
listische Regierung unter Lionel Jospin waren vergleichsweise aufgeschlossen
gegenüber den Forderungen des Europäischen Parlamentes.

Am Ende der Regierungskonferenz wurde in der deutschen Verhandlungsdele-
gation das Fazit gezogen, das Europäische Parlament sei - neben den Ländern und
Regionen - der eigentliche Gewinner der Verhandlungen.7 Die folgenden Refor-
men wurden vereinbart:

- Die Höchstzahl der Mandate wurde auf 700 festgelegt.
- Das Mitentscheidungsverfahren wurde erheblich ausgeweitet. Die 24 neuen

Anwendungsfälle betreffen unter anderem die Beschäftigungspolitik (Art. 5
EGV), Teile der Sozialpolitik (Art. 119 EGV), Gesundheitswesen (Art. 129
EGV), Bekämpfung von Betrug zu Lasten der finanziellen Interessen der
Gemeinschaft (Art. 209a EGV), Verkehrspolitik (Art. 75 und 84 EGV), berufli-
che Bildung (Art. 127 EGV), Durchführungsbeschlüsse des EFRE (Art. 130e
EGV), Umwelt (Art. 130s EGV) sowie Entwicklungszusammenarbeit (Art. 130b
EGV). Damit wurden nahezu alle Anwendungsfälle des Verfahrens der Zusam-
menarbeit in das Mitentscheidungsverfahren überführt. Ausgenommen blieben
lediglich die Bestimmungen zur Wirtschafts- und Währungsunion.

- Zusätzlich wurde das Mitentscheidungsverfahren gestrafft. Nach der ersten
Lesung ist künftig der Abschluß des Verfahrens möglich. Außerdem entfällt die
dritte Lesung. Für das Zustandekommen von Rechtsakten nach Art. 189b EGV
ist somit künftig also in jedem Fall ein positives Votum sowohl das Rates als
auch des Europäischen Parlamentes notwendig.

- Das Zustimmungsverfahren wird vorgesehen für die neuen Vertragsbestimmun-
gen bezüglich Sanktionen bei schwerwiegenden und anhaltenden Verletzungen
von Grundrechten durch einen Mitgliedstaat.

- Die Stellung des Europäischen Parlamentes bei der Ernennung des Präsidenten
der Europäischen Kommission wurde insofern erheblich gestärkt, als dieser
künftig der Zustimmung des Europäischen Parlamentes bedarf.

In der Aussprache im Plenum am 26. Juni 1997 wurden diese Reformen positiv
gewürdigt.8 Gleichzeitig zeigte sich das Europäische Parlament jedoch unzufrieden
mit den sonstigen institutionellen Bestimmungen. Beklagenswert sei vor allem die
Zahl der Beschlüsse, die auch künftig einstimmig gefaßt werden müssen, und das
Fehlen einer angemessenen parlamentarischen und gerichtlichen Kontrolle.9 Insge-
samt wurde die Position vertreten, „... daß die vereinbarten Änderungen des Ver-
trages zwar Fortschritte in einigen wichtigen Bereichen bedeuten, in verschiedenen
anderen Bereichen jedoch hinter dem, was notwendig war, zurückbleiben, und Fra-
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gen, die vor dem Beitritt neuer Mitglieder zur Union hätten geklärt werden sollen,
überhaupt nicht erörtert wurden".10

Politikgestaltung durch Mitentscheidungs- und Haushaltsverfahren

Wesentliche Instrumente des Europäischen Parlamentes zur Einflußnahme bei der
Politikgestaltung sind die Mitentscheidungsrechte bei der Gesetzgebung und bei
der Aufstellung des Haushaltes der Gemeinschaft." Richtungsentscheidungen wer-
den im jährlichen Haushaltsverfahren sowie bei der Diskussion des Jahresgesetz-
gebungsprogrammes der Kommission getroffen.12

Das Parlament äußerte sich in mehreren Entschließungen zur Vorbereitung der
dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion. Am 28. November 1996 wies
es darauf hin, daß „Artikel 104c Absatz 2 EGV vorsieht, daß die haushaltstechni-
schen Kriterien von 3% und 60% Referenz werte sind, die überschritten werden
können, wenn entweder das Verhältnis des öffentlichen Defizites zum BIP erheb-
lich und laufend zurückgegangen ist und einen Wert in der Nähe des Referenzwer-
tes erreicht hat oder der Referenzwert nur ausnahmsweise und vorübergehend über-
schritten wird und das Verhältnis in der Nähe des Referenzwertes bleibt oder das
Verhältnis des öffentlichen Schuldenstandes zum BIP hinreichend rückläufig ist
und sich rasch genug dem Referenzwert nähert".13 Das Parlament äußerte seine
Überzeugung, daß die dritte Stufe der WWU mit einer ausreichenden Zahl von
Mitgliedstaaten am 1. Januar 1999 beginnen wird.14 In einer nachfolgenden Ent-
schließung vom 10. Juni 1997 wird auf die Bedeutung einer „echten parlamentari-
schen Kontrolle der WWU" hingewiesen. Zwischen Parlament und dem EWI und
später auch der EZB müßten regelmäßige und vielfältige Beziehungen aufgebaut
werden.15

Besonderen Einfluß hat das Europäische Parlament beim Mitentscheidungsver-
fahren nach Art. 189b EGV, das vor allem bei Binnenmarkt-Rechtsakten zur
Anwendung kommt. Vorliegende Studien zur Anwendung dieses Verfahrens und
auch die Einschätzung der am Verfahren beteiligten Kommission belegen das gute
Funktionieren in der Praxis.16 Diese Erfahrungen trugen sicherlich dazu bei, daß
die Regierungen einer weitreichenden Ausweitung der Anwendung beim Amster-
damer Gipfel zustimmten.

Nur in zwei Ausnahmefällen lehnte das Parlament im Zeitraum von November
1993 bis Ende 1996 eine Gesetzesvorlage im Mitentscheidungs verfahren ab. 1996
wurden von Parlament und Rat 30 Rechtsakte im Mitentscheidungsverfahren ange-
nommen, in neun Fällen wurden Vermittlungsverfahren durchgeführt, die allesamt
zu einem positiven Ergebnis führten.17 In vielen Fällen konnte das Europäische
Parlament dabei strengere Umwelt- beziehungsweise Verbraucherschutzstandards
durchsetzen, als sie von Kommission und Rat zunächst vorgesehen waren.

Ein Beispiel hierfür ist die Beschlußfassung zu neuartigen Lebensmitteln und
Lebensmittelzutaten („Novel-Food"). Das Parlament hatte sich in der ersten und
zweiten Lesung für strengere Regelungen im Hinblick auf den Anwendungsbe-
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reich der Verordnung sowie die Reichweite der Kennzeichnungspflicht ausgespro-
chen.18 Diese Forderungen waren im Plenum bei der zweiten Lesung von den bei-
den großen Fraktionen unterstützt worden. Weiterreichende Forderungen - wie
etwa diejenige nach Einführung einer speziellen Haftpflichtversicherung für Erzeu-
ger gentechnisch veränderter Produkte oder das ausdrückliche Verbot einer Kenn-
zeichnung von gentechnisch veränderten Lebensmitteln als ökologische Erzeug-
nisse - von Abgeordneten der Sozialdemokraten und der Grünen, die im feder-
führenden Ausschuß für Umweltfragen, Volksgesundheit und Verbraucherschutz
noch eine Mehrheit gefunden hatten, wurden im Plenum nicht von der erforderli-
chen absoluten Mehrheit von 314 Abgeordneten unterstützt. Der Vermittlungsaus-
schuß, dem Vertreter der 15 Mitgliedstaaten, die gleiche Anzahl von Europa-Abge-
ordneten sowie - ohne Stimmrecht - ein Vertreter der Kommission angehören, kam
am 16. Oktober, am 4. November und am 27. November 1996 zusammen. Am 9.
Dezember 1996 stellten die beiden Ko-Vorsitzenden offiziell fest, daß eine Eini-
gung erreicht werden konnte.19 Nach Billigung des Ergebnisses am 19. Dezember
1996 durch den Rat und am 16. Januar 1997 durch das Parlament wurde die Ver-
ordnung am 14. Februar 1997 im Amtsblatt veröffentlicht und trat vereinbarungs-
gemäß am 15. Mai 1997 in Kraft.20 Zwischen Vorlage der Initiative der Kommis-
sion am 29. Juli 1992 und Inkrafttreten waren nahezu fünf Jahre vergangen. Zu
berücksichtigen ist jedoch im vorliegenden Fall das hohe Konfliktpotential und die
Unsicherheiten bei der Einschätzung der Gefahren der zu regelnden Materie.

Traditionell bietet daneben das Haushaltsverfahren dem Parlament Gelegenheit,
politische Akzente zu setzen. Bei der Beratung des Budgets für das Jahr 1997 wur-
den im Dezember 1996 entsprechende zusätzliche Mittel unter anderem für die
Friedensinitiative für Nordirland, für die Initiativen RETEX und RECHAR, für das
vierte Forschungs-Rahmenprogramm sowie für die Finanzierung des unionsexter-
nen Ausbaus der transeuropäischen Verkehrsnetze bereitgestellt.21

Politikgestaltung durch Untersuchungsausschüsse

Parlamentarische Untersuchungsausschüsse nach Art. 138c EGV haben sich zu
einem wichtigen Instrument der parlamentqrischen Kontrolle entwickelt. Am 18.
Juli 1996 setzte das Parlament einen nichtständigen Untersuchungsausschuß für
BSE ein. Er hatte den Auftrag, die Ursachen des mit dem Stichwort „Rinderwahn-
sinn" verbundenen Skandals und die Rolle der Kommission dabei aufzudecken.
Der Untersuchungsausschuß legte einen sehr detaillierten Bericht vor, in dem die
Versäumnisse der Kommission, aber auch der Mitgliedstaaten schonungslos aufge-
deckt wurden.22 Das Parlament diskutierte diesen Bericht am 19. Februar 1997 und
nahm eine Entschließung zu den Ergebnissen des nichtständigen Untersuchungs-
ausschusses für BSE an.23 Darin wird das Fehlverhalten der britischen Regierung
verurteilt. Es sei zu bedauern, daß sich der britische Landwirtschaftsminister gewei-
gert habe, vor dem Ausschuß zu erscheinen. Zudem wurde der Rat für seine „still-
schweigende Unterstützung der Untätigkeit und der mangelnden Transparenz der
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britischen Regierung" gerügt.24 Auch die Kommission habe im BSE-Fall eine ein-
deutige Verantwortung. Sie wird aufgefordert, „die Empfehlungen im Bericht [...]
aufzugreifen, unverzüglich die entsprechenden legislativen, organisatorischen und
personellen Maßnahmen einzuleiten und dem Europäischen Parlament darüber
Bericht zu erstatten". Zugleich wird angekündigt, daß ein Mißtrauensantrag nach
Art. 144 EGV eingereicht wird, sollten die Empfehlungen des Untersuchungsaus-
schusses nicht bis spätestens Ende November 1997 umgesetzt worden sein.25

Dieses neuartige Instrument eines „bedingten Mißtrauensvotums" verfehlte
seine Wirkung auf die Kommission nicht. Sie richtete eine neue Generaldirektion
ein, die sich ausschließlich mit Verbraucherschutzfragen befaßt. Zudem wurden
die Kontrollen der Mitgliedstaaten im Rindfleischsektor deutlich verschärft.

Interaktion mit den Bürgerinnen und Bürgern

Aufgrund der besonderen Gegebenheiten des EU-Systems haben die Europa-Abge-
ordneten objektive Schwierigkeiten, mit den Bürgerinnen und Bürgern eine enge
Beziehung herzustellen. Ein EP-Mitglied vertritt im Durchschnitt rund 580.000,
im Falle Deutschlands sogar mehr als 800.000 Bürgerinnen und Bürger. Umfragen
des Eurobarometer verdeutlichen jedoch, daß der Bekanntheitsgrad der Institution
seit Einführung von Europawahlen auf einen Wert zwischen 55% und 65% ange-
stiegen ist und heute nicht mehr den früheren starken Schwankungen zwischen den
Zeiten unmittelbar vor und nach den Europawahlen und den wahlfreien Zeiten
unterliegt. Nach den im Eurobarometer angegebenen Werten ist das Europäische
Parlament die Institution, die in der erhobenen Frage nach dem durch die Medien
vermittelten Bekanntheitsgrad von den fünf vorgelegten Institutionen - Parlament,
Kommission, Ministerrat, EuGH und Ausschuß der Regionen - am häufigsten
genannt wird.26 Besonders hohe Aufmerksamkeit erzielt das Parlament bei Män-
nern, in der Altersgruppe über 25, den Bürgern mit höherem Ausbildungsniveau
und den höheren Einkommensgruppen.

54% der Befragten sprachen sich bei einer Umfrage von Ende 1996 für, 24%
gegen eine europäische Regierung aus, die dem Europäischen Parlament gegen-
über verantwortlich ist.27 48% der Befragten wünschten bei einer vorausgegange-
nen Befragung vom Dezember 1995 eine stärkere Rolle für das Parlament.28 Auf-
schlußreich ist auch die Beantwortung der Frage, bei welchen Institutionen sich
die Bürger darauf verlassen könnten, daß wichtige Entscheidungen in ihrem Inter-
esse getroffen werden. Hier landete das Europäische Parlament mit 45% ranggleich
mit den nationalen Regierungen auf Platz zwei. Den ersten Rang nehmen hier die
nationalen Parlamente mit nur unwesentlich höheren 48% ein.29

Eine Anlaufstelle für Bürgeranliegen ist der mit dem Maastrichter Vertrag neu
installierte Bürgerbeauftragte der Europäischen Union. 1996 erreichten den Finnen
Jacob M. Södermann 842 Beschwerden. Davon fielen lediglich ein Drittel in seine
Zuständigkeit.30 Beispielsweise konnte er sich nicht zu den Beschwerden über die
französischen Atomtestversuche im Pazifik äußern, da entsprechend der vertragli-
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chen Vorgaben derartige „politische Fragen" außerhalb seines Zuständigkeitsberei-
ches liegen. Abhilfe konnte er hingegen in zahlreichen Fällen bei der verweigerten
Einsichtnahme in Akten durch EU-Organe oder bei Personalstreitigkeiten schaffen.

Eine andere Möglichkeit der Bürgerinnen und Bürger, sich mit Wünschen,
Beschwerden und Anregungen an das Parlament zu wenden, ist die Abfassung von
Petitionen. Im Zeitraum März 1996 bis März 1997 erreichten 1.164 derartige Bitt-
schriften den Petitionsausschuß des Europäischen Parlamentes. 911 davon stamm-
ten von Einzelpersonen; 21 Petitionen trugen die Unterschriften von mehr als 1.000
Personen. Insgesamt 4.098.647 Unterschriften trug eine Eingabe zum Verbot von
Tierversuchen in der Kosmetikindustrie. Thematisch betrafen die meisten Petitio-
nen die Bereiche Umwelt und Soziales. In zahlreichen Fällen konnte der Petitions-
ausschuß in Zusammenarbeit mit der Kommission und den Mitgliedstaaten Abhilfe
schaffen. Im Zeitraum März 1996 bis März 1997 leitete die Kommission 40 Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Petitionen
ein.31

Ausblick

Der Vertrag von Amsterdam brachte eine deutliche Stärkung des Europäischen Par-
lamentes im institutionellen Gefüge der Europäischen Union. Das Parlament kam
damit seinem Ziel einen wesentlichen Schritt näher, in allen Fällen, in denen der
Rat mit Mehrheit abstimmt, gleichberechtigt in der Gesetzgebung mitentscheiden
zu können. Im Hinblick auf künftige Erweiterungen dürfte die Festlegung der
Höchstzahl der Mandate im Europäischen Parlament auf 700 noch für erheblichen
Konfliktstoff sorgen. Bereits bei dem von der Kommission im Rahmen der „Agenda
2000" vorgeschlagenen Beitritt von Ungarn, Polen, der Tschechischen Republik,
Estland, Slowenien und Zypern wäre diese Grenze bei unverändertem Verteilungs-
schlüssel deutlich überschritten.32
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Slowenien 10 Abgeordnete erhalten. Damit
wäre die Höchstgrenze von 700 deutlich
überschritten.
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